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Seit nun mehr 16 Jahren erscheint der 

Rotdorn dreimal jährlich mit einer Aufla-

ge von 9  000 Stück und versteht sich als 

linke Jugendzeitschrift aus Berlin und 

Brandenburg. Mit einer breiten Themen-

vielfalt und dem Rotdorn-Radio, bieten 

wir vielfältige Möglichkeiten sich poli-

tisch zu engagieren:

• Einfluß auf redaktionelle Entscheidung 

nehmen
• Eigene Artikel veröffentlichen
• Interviews mit politischen Persönlich-

keiten oder Organisationen führen

• Ideen, konstruktive Kritik oder eigene 

Themen einbringen
• Veranstaltungen organisieren
• Layout und Design des Rotdorns ge-

stalten
• Musikvorschläge und Beiträge für das 

Rotdorn-Radio einbringen

• Glossen, Kolumnen, Gedichte oder 
Satiren schreiben und veröffentlichen

• Kontakte zu politischen Organisatio-
nen knüpfen

• Den Rotdorn verteilen

Dich erwartet ein sympathisches, auf-
geschlossenes und kreatives Team beim 
Rotdorn. Alle Entscheidungen innerhalb 
der Redaktion werden demokratisch ge-
troffen und es gibt keine Hierarchien. 
Jeder bringt sich nach seinen Vorstel-
lungen ein. Wir treffen uns jeden Mitt-
woch um 19:30 Uhr im Karl-Liebknecht-
Haus im solid-Büro im 1. Stock (Kleine 
Alexanderstr. 28 / Nähe U+S-Bhf. Rosa-
Luxemburg-Platz, neben der Volksbüh-
ne). Du kannst uns auch eine E-Mail an 
rotdorn@gmx.de schreiben. Wir würden 
uns freuen, Dich kennen zu lernen!
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»Was ist heute links?«
Mit diesem Titel ist das erste Heft von kontrovers –
einer neuen Reihe der Rosa-Luxemburg-Stiftung zur
politischen Bildung – soeben erschienen. 

kontrovers stellt in gedrängter Form Wissen bereit,
informiert über unterschiedliche Positionen, eröffnet
Literatur- und Webzugänge, gibt Hinweise, damit in
Gruppen von Aktivisten und Aktivistinnen vor Ort
politische Bildung als selbstbestimmter Prozess ein-
facher, qualifizierter, kontroverser organisiert werden 
kann.

Das Material ist bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung
kostenlos zu erhalten 
(Bestellungen bitte an malingriaux@rosalux.de) 
und kann von der Website heruntergeladen werden
(http://www.rosalux.de/cms/fileadmin/rls_uploads/
pdfs/kontrovers0601.pdf).
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Rosa Luxemburg hat in der 
Politik und im Privaten, in der 
Theorie und in der Praxis ein  
Niveau vorgelegt, das seitdem 
nur selten erreicht wurde.  
Denunziert und verleumdet, ist 
sie auch heute vielen nur als 
stumme Ikone erträglich – und 
nützlich. Damit bleibt diese 
kleine große Frau eine Heraus-
forderung und mehr noch eine 
Ermutigung.

Die Idee, die heute immer wich-
tiger wird, ist ihr Verständnis von 
Bewegung. Mit dem Gedanken, 
Klasse als Bewegung und nicht 
als Status zu fassen, hat sie einen 
Schlüssel für künftigen Wider-
stand »hinterlegt«. Heute, da sich 
die herkömmlichen Klassenver-
hältnisse zersetzen und durch 
neue Frontstellungen abgelöst 
werden, erscheint der Gedanke 
der gemeinsamen Tat als Vor-
aussetzung für Emanzipation in 
einem veränderten Licht.

Rosa Luxemburg 
oder: Der Preis der Freiheit
herausgegeben und einge-
leitet von Jörn Schütrumpf
Karl Dietz Verlag Berlin 
2006, 112 Seiten, 6,90 €
ISBN: 3-320-02077-3

Geneigte Leserin, geneigter Leser,
bunt, kreativ und kämpferisch ist der Protest der globalisierungs-
kritischen Bewegung. Insofern freuen wir uns auf das G8-Tref-
fen Anfang Juni in Heiligendamm und haben diesem Thema den 
Schwerpunkt dieser Ausgabe gewidmet. 

Beteiligt Euch an der internationalen Großdemonstration am 2. 
Juni in Rostock und dem internationalen Aktionscamp vom 1. bis 
8. Juni! Neben einem Gegengipfel, Demos, Workshops sind jede 
Menge Konzerte und Partys geplant. Das Programm erfahrt Ihr 
unter www.heiligendamm2007.de. Wir können eine billige 
 An- und Abreise organisieren. Meldet Euch einfach bei uns: 
rotdorn@gmx.de.

Wir wünschen Euch einen wunderschönen Sommer bis die 
nächste Rotdornausgabe traditionell am Weltfriedenstag, dem 
1. September, erscheint. Von Euch sind Beiträge aller Art  (siehe 
untenstehender  Kasten) gefragt!

Eure Rotdornredaktion
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°  Die G8-Staaten sind die größten Klimazerstörer. Sie allein sind 
für 43 Prozent des weltweiten CO2   - Ausstoßes verantwortlich und 
stehen zudem für eine Renaissance der Atomenergie, die wir ent-
schieden ablehnen.

°  Die G8-Staaten sind verantwortlich für 90 Prozent der weltweiten 
Waffenexporte und eine neue Ära von Rohstoffkriegen. Sie sind 
Vorreiter einer auf Krieg gestützten Weltordnung, die in vielen Län-
dern zu Flucht, Vertreibung, neuem Hass und Gewalt führt.

Die von der Dominanz der G8 geprägte Welt ist eine Welt der 
Kriege, des Hungers, der sozialen Spaltung, der Umweltzerstö-
rung und der Mauern gegen MigrantInnen und Flüchtlinge. Da-
gegen wollen wir bei unserer Großdemonstration am 2. Juni 2007 
in Rostock protestieren und die Alternativen dazu aufzeigen. Ge-
meinsam mit Millionen Menschen in aller Welt sagen wir:  
Eine andere Welt ist möglich!

°  Für die sofortige Streichung illegitimer Schulden und eine faire Ent-
schuldung der Länder des globalen Südens!

°  Gegen den Ausverkauf öffentlicher Güter und Dienste –  
für gleiche soziale Rechte und Standards weltweit!

°  Für einen schnellen und radikalen Wechsel zu den erneuerbaren 
Energien. Zusammen mit einer deutlichen Erhöhung der Energie-
effizienz und der Umstellung auf ein nachhaltiges Wirtschaften 
können nur so ein gefährlicher Klimawandel und weitere Kriege 
um Öl- und Gasreserven verhindert werden.

°  Für den sofortigen und endgültigen Ausstieg aus der Atomenergie 
und für vollständige weltweite atomare Abrüstung!

°  Für ein solidarisches und gleichberechtigtes Zusammenleben aller 
Menschen – gegen jede Form von Rassismus und Faschismus!

°  Für die Überwindung von Mauern und Grenzen! Gegen Lager und 
Abschiebungen!

°  Für eine friedliche Welt! Schluss mit der militärischen Durchset-
zung wirtschaftlicher und machtpolitischer Interessen durch die 
G8-Staaten!

Globalisierung im Interesse der Mehrheit der Menschen bedeu-
tet faire Beziehungen zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern, bedeutet Frieden, Gerechtigkeit, soziale Sicherheit, 
Demokratie und Bewahrung der Lebensgrundlagen des Planeten 
für die nächsten Generationen.

Eine solche andere Globalisierung entsteht nicht auf exklusiven 
und abgeschotteten Gipfeltreffen, sondern von unten aus der 
globalen Bewegung von Menschen und Initiativen, die sich für 
eine andere, bessere Welt einsetzen. Diese globale Bewegung 
wird sich mit zahlreichen Aktionen und Veranstaltungen wäh-
rend des G8-Gipfels zu Wort melden. Auf der Internationalen 
Demonstration am 2. Juni 2007 in Rostock werden wir die Größe, 
Stärke und Vielfalt unseres bunten und breiten Protestes  
unübersehbar machen.

Anfang Juni 2007 treffen sich  
die Regierungen der sieben 
wichtigsten Industrieländer und 
Russlands zum  »G8-Gipfel« im 
Ostseebad Heiligendamm. Die »Gruppe der 8« (G8) 
ist eine Institution ohne Legitimation. Dennoch trifft 
sie als selbsternannte informelle Weltregierung Ent-
scheidungen, die die gesamte Menschheit betreffen. 
Die Politik der G8 steht für eine neoliberale Globalisie-
rung und Deregulierung, die Wirtschaftspolitik an den 
Rendite-Interessen internationaler Finanzanleger und 
Konzerne ausrichtet.

°  Alle fünf Sekunden stirbt in der Welt ein Kind an Hunger, mehr als 
800 Millionen Menschen sind chronisch unterernährt. Maßgeblich 
verantwortlich hierfür ist eine ungerechte Welthandelspolitik, wie 
sie im Rahmen der G8 und anderer internationaler Institutionen 
von den reichen Industrieländern betrieben wird.

°  Trotz der vollmundigen Versprechungen vom G8-Gipfel in Glen-
eagles 2005 wurde den Ländern des Südens bislang nur ein gerin-
ger Teil ihrer Schulden erlassen.

°  Indem sie Liberalisierung und Privatisierung vorantreiben, haben 
die G8 Armut nicht nur im globalen Süden, sondern auch in den In-
dustrieländern verstärkt. Die weltweite Plünderung von Rohstoffen 
und anderen natürlichen Ressourcen wird beschleunigt.

°  Zugleich schotten sich die reichen Industrieländer immer stärker 
gegen Flüchtlinge und MigrantInnen ab. Die dennoch Eingereisten 
werden illegalisiert und als rechtlose BilligarbeiterInnen ausgebeutet.

AUF NACH 
HEILIGENDAMM!

Genua ’01

Evian ’03

Gleneagles ’05

Kananaskis ’02
Gleneagles ’05

Aufruf zur Großdemonstration am 2. 6. 2007 in Rostock

Gleneagles ’05

Evian ’03

Genua ’01
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z Wir sind eine kleine Gruppe 
junger Menschen, die sich poli-
tisch einmischen will.  Denn es 
wäre eine Katastrophe, wenn sich 
an dem kapitalistischen Prinzip, 
das Wichtigste ist Profit, nichts 
ändern würde. Haushaltslage, 
Standort und Profit der großen 
Unternehmen stehen bei politi-
schen Entscheidungen über Be-
darf, Notwendigem und Mensch-
lichkeit.
z Wir wollen gemeinsam ein 

prof iliertes, ambitioniertes Zei-
tungsprojekt verwirklichen. Wir 
verstehen uns als linke Jugend-
zeitschrift aus Berlin und Bran-
denburg. Herausgegeben wird 
der Rotdorn von der sozialisti-
schen Jugendorganisation ['so-
lid] Berlin und Brandenburg.
z Wir verstehen uns nicht nur 

als alternative Informationsquelle, 
sondern auch als Plattform einer 
antikapitalistischen Jugendbe-
wegung. Deshalb geben wir auch 
verschiedenen linken Gruppen die 
Möglichkeit zur Veröffentlichung.
z Grundlegende gesellschaft-

liche Umwälzungen sind nicht 
möglich, wenn nicht zuvor eine 
große Mehrheit der Bevölkerung 
»das Alte« grundsätzlich in Fra-

ge stellt. Momentan ist dies aber 
nur ein kleiner Teil der Bevölke-
rung, der das momentane System 
grundlegend und grundsätzlich 
ablehnt. Von daher ist die Schaf-
fung einer Gegenöffentlichkeit, 
die Alternativen zur herrschen-
den Politik benennt und darstellt, 
die wichtigste Aufgabe der deut-
schen Linken. Dieser »Kampf um 
die Köpfe« ist Voraussetzung für 
jede grundsätzliche gesellschaft-
liche Änderung. Mit unserer Zeit-
schrift, Rotdorn, wollen wir ein in 
unseren Kräften liegenden Bei-

trag dazu leisten, den Kampf um 
die Köpfe aufzunehmen. 
z Notwendig sind nicht poli-

tische Eintagsfliegen und Hau-
Ruck-Aktionen, sondern ein lan-
ger Atem. Wir geben den Rotdorn 
seit über 15 Jahren heraus und 
wir sehen keinen Grund, warum 
es nicht noch 100 werden sollen.
z Kein Redaktionsmitglied 

verdient einen Cent für seine 
Mitarbeit. Alle Entscheidungen 
werden in der Redaktion demo-
kratisch getroffen. Es gibt keine 
Hierarchien oder Privilegien.

die rotdornredaktion
wer wir sind und was wir wollen

z Weltweit formiert sich eine 
neue antikapitalistische, außer-
parlamentarische Bewegung 
mit völlig neuen Gruppierungen, 
Ansätzen und Aktionsformen. 
Dieses Spektrum reicht von den 
»Zapatistas« in Mexiko, über die 
»tute bianche« in Italien bis zu 
»attac« und vielen, vielen ande-
ren Gruppen, die man gar nicht 
alle aufzählen kann. Wir erklä-
ren uns solidarisch mit dieser Be-
wegung, die gegen die ausbeu-
terische Globalisierung, gegen 
kriegerische Mittel, gegen die 
Zerstörung unserer Erde und für 
eine andere Welt ohne Ausbeu-
tung und Unterdrückung ein-
tritt. Wir verstehen uns als Teil 
dieser Bewegung.
z Die Widersprüche, die eine 

neoliberale Politik produziert, 
werden weiter wachsen und auch 
der Widerstand gegen diese. Der 
Widerstand muss von links ge-
stärkt und aufgefangen werden.
z Außerparlamentarische Ar-

beit in progressiven Bewegun-
gen und den Gewerkschaften ist 
wichtiger als das Gerangel um 
Pöstchen und das F inden von 
parlamentarischen Mehrheiten. 
Parlamentarisch ist bei der mo-
mentanen gesellschaftlichen 
Lage und den bestehenden Kräf-
teverhältnissen nichts Grundle-
gendes in diesem Land zu ver-
bessern.
z Die parlamentarische Vertre-

tung der Linken, die neue Bundes-
tagsfraktion »Die Linke«, sollte ein 
Sprachrohr der Gegenöffentlich-
keit sein. Sie sollte das Parlament 
dazu benutzen alternative Lösun-
gen für bestehende Probleme der 
Öffentlichkeit darzustellen. Inso-
fern hat die neue Linke im Bun-
destag die historische Aufgabe, 
glaubhafte parlamentarische Ver-
treterin der Ausgegrenzten und 
»Überflüssigen« zu sein.
z Wenn das Maß aller Din-

ge Prof it und Geld ist, werden 
die Probleme der Welt nicht ge-
löst werden können, sondern 
sich verschärfen. Die Frage Sozi-
alismus oder Barbarei, die schon 
Rosa Luxemburg stellte, ist daher 
aktueller denn je. So ist unser po-
litisches Handeln nicht Selbst-
zweck oder Selbstbefriedigung, 
sondern der Verantwortung der 
Erde und unseren Nachkommen 
gegenüber geschuldet.
z Wir treten für ein solidari-

sches Miteinander der Linken ein.

æDie Rotdornredaktion

Carlo Giuliani starb am 20. Juli 2001 
während der G8-Proteste in Genua. 
Er wurde von einem Carabiniere er-
schossen und dann vom Einsatzwagen 
überfahren.

...steht für »sozialistisch, links, demokratisch«.
['solid] - die sozialistische jugend ist ein offe-

ner, unabhängiger und der Linkspartei nahe-
stehender Jugendverband, der sich kritisch zur 
kapitalistischen Gesellschaft in den aktuellen 
politischen Auseinandersetzungen engagiert. 
Als Teil einer emanzipatorischen und antifa-
schistischen Bewegung suchen wir die Zusam-
menarbeit mit anderen BündnispartnerInnen. In 
einer Reihe von Bundesländern ist ['solid] inzwi-
schen anerkannter Jugendverband der Partei Ar-
beit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternati-
ve (WASG).

['solid] tritt als noch recht junger sozialisti-
scher Jugendverband (gegründet 1999 in Han-
nover) bundesweit auf. Der Verband organisier-
te Kampagnen, die eine breite Öffentlichkeit 
f inden, ist fest in den außerparlamentarischen 
Bewegungen und auch den Parlamenten veran-
kert. So wurden 50 000 Musik-CDs unter dem La-
bel »Aufmucken gegen Rechts« an Schulen ver-
teilt, zu den Bundestagswahlen 2005 brachte 
['solid] sich mit einer eigenständigen Kampag-
ne (»Arbeite, konsumiere, gehorche – oder such’ 
nach anderen Wegen«) ein.

In Deutschland sind wir aktiv im globalisie-
rungskritischen Netzwerk ATTAC, im Aktions-
bündnis gegen Studiengebühren (ABS), im an-
tifaschistischen Bündnis aktiver Fußballfans 
(BAFF) und anderen linken außerparlamentari-
schen Zusammenschlüssen.

Darüber hinaus ist der sozialistische Verband 
Mitglied des European Network of Democratic 
Young Left (ENDYL), nimmt regelmäßig an den 
Europäischen Sozialforen teil und unterhält zu 
einer Reihe von Mitgliedsverbänden des Welt-
bund Demokratischer Jugend (WBDJ) gute Bezie-
hungen.

Unser Engagement orientiert sich an dem An-
spruch, dass Politik viel stärker im öffentlichen 
Raum stattf inden muss. Politische Bildung, der 
Eintritt in eine kulturelle Offensive von links und 
die bewusste politische Aktion sind Mittelpunk-
te unserer Aktivität.

['solid] ist in Brandenburg und Berlin ein Hau-
fen von jungen Frauen und Männern, die ge-
meinsam für eine sozialistische Gesellschafts-
ordnung kämpfen, in der kein Mensch hungern 
und obdachlos sein muss, Sexismus ein Fremd-
wort ist, in der jede und jeder ihre/seine Fähig-
keiten frei entfalten und ihre/seine Bedürfnisse 
befriedigen kann. Kurzum: eine Gesellschaft, in 
der der Mensch nicht mehr des Menschen Wolf 
ist. Eine Gesellschaft frei von kapitalistischen 
Zwängen und Krieg.

w www.solid-web.de w www.solid-brandenburg.de w www.solid-berlin.orgw www.socialist2005.de
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Die öffentliche und po-
litische Debatte um 
dieses Thema hat in 

den letzten Jahren stark zu-
genommen, geprägt durch 
die Diskussion um Urheber-
rechte oder Copyrights. In 
unseren Breitengraden spre-
chen vor allem die Verteidi-
ger der Gesetze zum Schutz 
der Urheberrechte und die 
Besitzer, wie Unternehmer 
und ihre Interessenvertreter, 
von dem sogenannten »geis-
tigen Eigentum«.
Die Wahl dieses Begriffes 
ist wohl überlegt und sehr 
geschickt, denn er assozi-
iert die Vorstellung, dass für 
Wissen dasselbe Recht gel-
ten solle, das für materiel-
le Besitztümer gilt. Dadurch 
wird von den Befürwortern 
versucht eine Legitimation 
ihrer Interessen zu sugge-
rieren, obwohl für »geisti-
ges Eigentum« (noch) längst 
nicht alle Rechte gelten wie 
für materielle Güter. Da Wis-
sen aber dem Wohle der All-
gemeinheit dienen sollte und 
nicht den Profiten von Kon-
zernen, ist es angebracht von 
»geistigen Monopolrechten« 
zu sprechen, um auf die da-
durch entstehenden Miss-
stände aufmerksam zu ma-
chen.

Mit der Entstehung des Kapi-
talismus in den letzten Jahr-
hunderten wurde und wird 
versucht, sich aller Natur-, 
Lebens- und Gesellschafts-
bereiche zu bemächtigen 
und sie im Sinne der Kapital-
interessen verwertbar, also 
profitabel zu machen. 
So ist immer mehr Allge-
meingut, wie Land oder Pro-
duktionsmittel, in Privat-
besitz übergegangen, seit 
einiger Zeit auch Schritt 
für Schritt Wasser, Luft und 
nicht zuletzt Wissen. 
Im aufstrebenen Informati-
onszeitalter ist es nun im-
mer mehr Menschen mög-
lich, jegliche Daten nicht nur 
zu speichern, sondern auch 
kostenfrei zu vervielfältigen. 
Dies stößt natürlich auf den 
Widerstand der Konzerne, 
die ihre Einnahmequellen in 
Gefahr sehen. Im Mittelpunkt 
steht nun aber nicht mehr 
das Medium, an das eine 
Information fest gebunden 
war (z. B. Musik auf Schall-
platten, Filme auf Zelluloid), 
sondern die Information, das 
Wissen selbst, das unabhän-
gig vom Medium fungieren 
kann. Deshalb ist es ein zen-
trales Anliegen der Industri-
en, sich das Wissen selbst zu 
sichern. 

Diese Politik hat fatale Fol-
gen. So erhalten beispiels-
weise Webseitenbetreiber, 
die Songtexte anbieten, ab-
surd hohe Schadensersatz-
forderungen von mehreren 
tausend Euro. 

In den Ländern des Südens 
hat die Sicherung von geis-
tigen Monopolrechten der 
Konzerne des Nordens sogar 
lebensbedrohliche Auswir-
kungen. Große Pharmaindus-
trien besitzen das »Recht«, 
Medikamente (z. B. gegen 
die Auswirkungen des HI-Vi-
rus) zu produzieren. Entwick-
lungsländern wird deswegen 
untersagt, diese Medikamen-
te selbst und billiger (so-
genannte »Generika«) zu 
produzieren. Aufgrund der 
Monopolstellung der »Rechte-
inhaber« schrauben diese die 
Preise ihrer Produkte hoch, 
weswegen sich viele Betrof-
fene diese lebenswichtigen 
Medikamente gar nicht leis-
ten können. 

Warum deckt niemand diese 
Verbrechen auf und schafft 
solche Ungerechtigkeiten 
aus der Welt? Die Vertreter 
geistiger Monopolrechte ha-
ben starke Partner in der Po-
litik, denen die Konsequen-

zen ihres Handels offenbar 
gleichgültig sind. 85 Prozent 
aller Patente weltweit werden 
in den G8-Staaten gehalten. 
Hier befinden sich außerdem 
79 der 100 größten Konzerne 
und acht der zehn größten 
Banken. Ihren Staatschefs 
ist sehr daran gelegen, ihre 
Wirtschaftstärke und Vor-
machtsstellung in der Welt 
zu sichern. Deswegen kom-
men sie alljährlich, unter 
Ausschluss der Öffentlich-
keit, beim G8-Gipfel zusam-
men. Wen wundert es, dass 
Angela Merkel für den dies-
jährigen Gipfel in Deutsch-
land das Thema »Schutz 
geistigen Eigentums« ganz 
weit oben auf ihrer Agenda 
angesiedelt hat.

Das ist also ein Grund, wohl-
gemerkt nur einer von vie-
len, gegen den G8-Gipfel an 
Deutschlands Ostseeküste 
zu demonstrieren. Lasst uns 
die fatalen Auswirkungen ih-
rer Politik publik machen, 
auch wenn sie wieder in ih-
rer selbstinszenierten Gut-
mütigkeit von Klimaschutz 
bis Entwicklungshilfe baden 
werden.

æFlo ['solid]

Geistige Monopolrechte:
Öl des 21. Jahrhunderts

Ob es um eine Jugendliche geht, die Post vom Anwalt 
bekommt, weil sie MP3s runtergeladen hat, um den 
16-jährigen Metallica-Fan, der die Songtexte auf sei-
ne Webseite gestellt hat, oder um die Produktion bil-
liger HIV-Medikamente, um Saatgut, um Gene, oder 
um freie Software – hinter diesen völlig unterschiedli-
chen Themen steckt ein und dieselbe Kernproblema-
tik: geistige Monopolrechte. 

Comeback des guten 
alten Tapes? Kopier-
schutz und »Digital Rights 
Management« untergraben 
das Recht auf die Privatkopie.

repressive Anwendung von Patentschutz und Urheberrecht
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Die G8-Staaten haben die 
Kluft zwischen Arm und 
Reich bisher verstärkt. 

Als die größten Klimazerstörer 
stehen sie für eine Renaissance 
der Atomenergie. Zugleich 
schotten sich die reichen Län-
der immer stärker gegen Klima-
flüchtlinge ab. 

Steigende Treibhausgase  
der G8-Staaten

Die Klimazerstörung ist wesent-
lich auf eine steigende Kohlendi-
oxid-Konzentration (CO2) in der 
Atmosphäre zurückzuführen. Verursacht 
wird dies seit Beginn der Industrialisie-
rung durch die Verbrennung von Kohle, 
Öl und Gas. Aus Fabrikschloten und Aus-
puffrohren ausgestoßen, reichert sich 
das Klimagift CO2 in der Atmosphäre an. 
85 Prozent der Emissionen stammen aus 
den Industrieländern – ohne Zweifel die 
Verantwortlichen. Die Reichen der Erde 
bauen ihre Fehlentwicklung darauf auf, 
die Ressourcen der Erde zu plündern. 
Andere folgen nun diesem Beispiel. Seit 
1990 ist der Ausstoß energiebeding-
ter Treibhausgase der G8-Staaten um 
noch einmal 6,3 Prozent auf 11,7 Mil-
liarden Tonnen CO2 gestiegen, trotz al-
len Versprechen gegen den drohenden 
Klimawandel vorzugehen und die Treib-
hausgase zu reduzieren. Die G8-Staaten 
sind heute für 43 Prozent des weltwei-
ten CO2-Ausstoßes verantwortlich, die 
Industriestaaten wollen sich jedoch aus 
ihrer Verantwortung stehlen. 

Die Klimazerstörung ist ein Zeichen glo-
baler Ungerechtigkeit. Um die schwers-
ten Auswirkungen des Klimawandels 
abzuwenden, müsste die globale Erwär-
mung unter zwei Grad gehalten werden. 
Das heißt: Wir müssen innerhalb von 
zehn bis 15 Jahren weltweit den steil 

ansteigenden Emissionstrend brechen 
und bis 2050 die Emissionen gegenüber 
dem Niveau von 1990 halbieren. Aber 
uns rennt die Zeit davon. 

Die Wirtschaftspolitik der G8-Staaten 
ist an Rendite-Interessen global operie-
render Konzerne ausgerichtet. Politiker 
lassen sich allzu oft von Konzern-Lobby-
isten vor den Karren spannen.  Strom-
konzerne missbrauchen den Klima-
wandel, um Laufzeitverlängerungen für 
Atomreaktoren durchzudrücken, statt 
entschieden in Energieeffizienz und Er-
neuerbare Energien zu investieren.
RWE baut ein neues besonders klima-
schädliches Braunkohlekraftwerk. Deut-
sche Autokonzerne wie Mercedes, Volks-
wagen und Porsche drücken immer 
absurdere Benzinschleudern auf den 
Markt.  Bundeskanzlerin Angela Merkel 
wehrt sich »mit aller Härte« gegen neue 
Klimaschutzvorgaben für die Autoindus-
trie: Klimawandel – Made in Germany. 

Entwicklungsländer sind  
die Leidtragenden

In Entwicklungsländern weiten sich ex-
treme Unwetter viel schneller zur Kata-
strophe aus: Arme sind viel stärker be-

droht als Reiche. Es besteht eine akute 
Gefahr, dass drohende Klimaverände-
rungen jeden sozialen Fortschritt un-
tergraben und die Weltgesellschaft vor 
existenzielle Herausforderungen stellen 
werden. Wir dürfen uns nicht erlauben,  
mit zweierlei Maß zu messen: Wir müs-
sen ein Klima der Gerechtigkeit schaf-
fen. Die globale Kluft zwischen Arm 
und Reich ist nicht hinnehmbar.
Auf den Philippinen haben 2006 hef-

tige Taifune über 1  400 Men-
schen getötet und Schäden von 
über vier Milliarden Dollar ver-
ursacht. Obwohl dies mehr  Op-
fer waren als 2005 bei Hurrikan 
Katrina, geschah es fast unbe-
merkt von der Weltöffentlich-
keit. 70 Prozent der Menschen 
in Afrika leben von der Land-
wirtschaft, sind darum stark 
von klimatischen Faktoren ab-
hängig. Schon jetzt ist der na-
türliche Rhythmus von Tro-
cken- und Regenzeiten gestört: 
Dürreperioden, Überflutungen 
und Hunger sind die Folge. Zu-
nehmende Dürre zwingt im-

mer mehr Menschen, ihre Heimat im 
Stich zu lassen. Allein 30  000 Afrikaner 
flüchteten 2006 auf die kanarischen In-
seln. Klimabedingte Dürren und sich 
ausbreitende Wüsten rauben ihnen die 
Existenz. Doch die Europäer weisen 
diese Flüchtlinge zurück. Derzeit gibt 
es weltweit 20 Millionen sogenannter 
Klimaflüchtlinge. 

Greenpeace will eine Globalisierung 
von unten aus der globalen Bewegung 
von Menschen und Initiativen heraus. 
Denn eine bessere Welt ohne Klima-
zerstörung ist möglich. Die EU muss 
sich verpflichten, die Treibhausgas-
Emissionen bis 2020 um mindestens 
30 Prozent gegenüber 1990 zu senken. 
Deutschland sollte sich als Vorreiter 
ein nationales Klimaschutzziel von mi-
nus 40 Prozent bis 2020 setzen – ohne 
Vorbedingungen an andere Länder.

æKarsten Smid, Greenpeace e. V.

Ë  Weiterführende Links 
   www.greenpeace.de/G8

     www.mcplanet.com

Ã Rotdorn Radio Aktiv 
Sendung vom 5. 2. 2007: Interview 
mit Karsten Smid 
zu finden unter: www.rotdorn.org

»Die Gruppe der Acht« (G8)  entscheidet als selbst ernannte Weltregie-
rung über Zukunftsfragen für die gesamte Menschheit. Doch trotz der 
vollmundigen Versprechungen vorangegangener G8-Gipfel wurde den 
Ländern des Südens bislang nur ein geringer Teil ihrer Schulden erlassen. 
Trotz aller Hilfsversprechen für Afrika, werden die Ressourcen des Lan-
des geplündert und die Ressourcenkonflikte weiter angeheizt. Trotz aller 
diplomatischer Sonntagsreden auf dem UN-Klimagipfel in Nairobi steigt 
der Ausstoß der Treibhausgase und die Bedrohung durch die Folgen des 
Klimawandels nimmt rapide zu.

Greenpeace-Protest beim G8-Umweltministertreffen am 16.  3.  2007 in Potsdam

Industriestaaten verraten Klimaschutz

G 8: Klimaschutz jetzt !
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Die teilnehmenden 
Länder repräsentie-
ren zwar eine Hege-

monie in wirtschaftlichen 
Fragen, aber ihre tatsächli-
che ökonomische und poli-
tische Lösungskompetenz 
ist bescheiden. Auch in Hei-
ligendamm wird kein wirk-
licher Fortschritt in Sachen 
Neuordnung der Globalöko-
nomie, Stabilität des Wäh-
rungs- und Finanzsystems, 
Beendigung der imperia-
listischen Kriege in Afgha-
nistan und Irak oder bei der 
Bekämpfung der Klimaka-
tastrophe herauskommen.  

Krisenmanagement  
in Permanenz

Ein Rückblick auf die bisheri-
gen Treffen zeigt: Die mäch-
tigsten Staaten treffen sich 
seit 1975, weil die Globalö-
konomie, die internationalen 
Finanzmärkte und militäri-
sche Konflikte immer neue 
Herausforderungen darstel-
len. Das erste Treffen 1975 
in Frankreich stand im direk-
ten Zusammenhang mit den 
gravierenden Veränderun-
gen im Weltwährungs- und 
Finanzsystem. Ausgangs-
punkt dieser Entwicklung 
war die Herausbildung des 
Eurodollarmarktes3 seit Ende 
der 1960er Jahre. Auf der 
Ebene des internationalen 
Austauschs und des Wäh-
rungssystems wuchsen die 
Konflikte, das Weltwährungs-
system von Bretton Woods 

geriet mehr und mehr unter 
Druck. Ein wichtiger Faktor 
waren damals auch die enor-
men Aufwendungen der USA 
für den Vietnam-Krieg. Span-
nungen auf Grund divergie-
render wirtschafts- und vor 
allem stabilitätspolitischer 
Präferenzen in wichtigen 
IWF-Mitgliedsländern lös-
ten massive Devisenströme 
und Spekulationswellen aus. 
Sie führten 1973 schließlich 
zum Zusammenbruch des 
Festkurssystems von Bretton 
Woods.

In den nachfolgenden Kri-
sen wurde die Konzeption 
einer internationalen Regu-
lation aufgegeben. In den ka-
pitalistischen Hauptländern 
wurde die nach dem Krieg 
entwickelte mixed econo-
my schrittweise aufgelöst, 
das System sozialer Sicher-
heit  eingeschränkt oder um-

gebaut und die Kapitalver-
kehrskontrollen aufgehoben. 
Seither nahm die Bedeu-
tung der internationalen 
Kapitalströme unaufhalt-
sam zu. Begünstigt durch 
die Entwicklung der Infor-
mations- und Kommunika-
tionstechnologien nahmen 
die grenzüberschreitenden 
Kapitaltransaktionen explo-
sionsartig zu, und die über-
wunden geglaubten Finanz-
krisen wurden erneut zu 
einem wichtigen Phänomen 
der internationalisierten Glo-
balökonomie. Immer wieder 
fordern Notenbanken, Fi-
nanzmarktexperten etc. eine 
schärfere Regulierung der 
Finanzmärkte, um die Stabi-
lität der internationalen Fi-

Die führenden Politiker der sieben kapitalistischen Hauptländer und Russlands 
treffen sich einmal jährlich zu einem Weltwirtschaftsgipfel. In diesem Jahr ist 
die Bundeskanzlerin Merkel die Gastgeberin und sie hat in das Ostseebad Heili-
gendamm eingeladen. Die Staats- und Regierungschefs repräsentieren zwar nur 
13 Prozent der Weltbevölkerung, aber in Sachen Weltwirtschaft und Ressourcen-
verbrauch geben sie den Ton an. Die Regierungschefs bilden objektiv das führende 
Zentrum innerhalb der zentralen Institutionen der Globalökonomie (WTO1, IMF2, 
Weltbank) und der weltweiten Militärverhältnisse. Es handelt sich also um weit 
mehr als eine finanziell aufwendige PR-Show. Das Führungszentrum nutzt die Ge-
legenheit, die Hauptlinien in den reichlich vorhandenen ökonomisch-finanziellen 
und militärischen Konflikten zu erörtern.

Krisentreffen in Heiligendamm?

1 World Trade Organization, dt. Welthandelsorganisation
2 International Monetary Fund, dt. Internationaler Währungsfond
3 als internationaler Geldmarkt ein Teilmarkt der internationalen Finanzmärkte
4 Vermehrung des Kapitals

Ökonomische Zusammenhänge des G8-Gipfels

nanzarchitektur zu sichern. 
Ein Verhandlungsthema in 
Heiligendamm sind deshalb 
stärkere Auflagen für Hedge-
fonds und Kapitalbeteili-
gungsgesellschaften. 

Die mit dem Schlagwort von 
der »Globalisierung« be-
hauptete neue Qualität der 
Kapitalakkumulation4 seit 
dem letzten Jahrzehnt des 
20. Jahrhunderts verschleiert 
die wirklichen Entwicklungs-
tendenzen. Die eigentliche 
Veränderung bezieht sich auf 
eine umfassende Umbruchsi-
tuation der Massenprodukti-
on, das internationale Wäh-
rungs- und Kreditsystem und 
eine massive Verschiebung 
in den Verteilungsverhält-
nissen. In der Reaktion auf 
diese Entwicklungstenden-
zen bildet sich eine Vorherr-
schaft der Finanzmärkte und 
eine beschleunigte Akkumu-
lation des Geldkapitals her-
aus (Shareholder value). 

Gleichsam hinter dem Rü-
cken der wirtschaftlichen 

Blumen für die Polizei:  Tagelange, massive Proteste begleiten das Treffen 
der  Welthandelsorganisation 1999 in Seattle. 

Ñ
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Elite und der politischen Ak-
teure hat sich der sozial-re-
gulierte Kapitalismus in ein 
höchst eigenartiges System 
transformiert. Durch die Ra-
tionalisierung in der indus-
triellen Produktion wurde 
die für die Herstellung ei-
nes Produkts erforderliche 
Arbeitsmenge drastisch ver-
mindert. Zugleich waren die 
hochentwickelten kapitalisti-
schen Gesellschaften nicht in 
der Lage, mit diesem »Fort-
schritt« verteilungspolitisch 
umzugehen. Der Anteil der 
Arbeitseinkommen am Ge-
samtergebnis der Produktion 
ging zurück, der Anteil der 
Gewinne und Vermögensein-
kommen stieg entsprechend 
an. Mit dem enormen Wachs-
tum der Eigentums- und Be-
sitztitel entwickelt sich eine 
umfangreiche Branche von 
Finanzleuten, Vermögens-
verwaltern, Maklern etc., die 
gleichwohl immer größere 
Schwierigkeiten haben, die 
akkumulierten Ersparnisse 
profitabler anzulegen.

Auch in Heiligendamm geht 
es um die Entwicklungsper-
spektiven der Globalökono-
mie und der Stabilität des 
Währungs- und Finanzsys-
tems. Die Globalökonomie 
befindet sich – entgegen den 
aktuellen Prognosen über ei-
nen dauerhaften Konjunktur-
aufschwung in Deutschland 
– im Übergang zu einem zy-
klischen Abschwung. Die 
nachlassenden Impulse auf 
die Kapitalakkumulation und 
das Wirtschaftswachstum in 

den USA wurden zum Teil 
kompensiert durch die Pro-
sperität in Europa und ei-
nen Wirtschaftsboom in Chi-
na. Die Konjunkturschwäche 
wird ausgelöst von der zy-
klenbedingten Schwächeten-
denz der US-Ökonomie und 
folglich wird die ökonomi-
sche Talfahrtfahrt zunächst 
durch Faktoren in den USA 
bestimmt. Die Entwicklung 
in den USA hat Auswirkun-
gen auf die Globalökonomie 
und das Währungssystem.

In den letzten Monaten hat 
der US-Dollar trotz der Erhö-
hung des Zinsniveaus in den 
USA deutlich an Wert verlo-
ren. Diese Entwertung könn-
te in letzter Konsequenz eine 
Umkehr im Leistungsbilanz-
defizit der USA einleiten, das 
eines der großen Risiken für 
die weitere Zukunft der Glo-
balökonomie darstellt. Die 
US-Leistungsbilanz wies im 
Jahr 2006 ein Rekordminus 
von über 800 Milliarden Dol-
lar aus. 
Zur Finanzierung des Fehl-
betrags benötigen die USA 
massive Kapitalzuflüsse aus 
dem Ausland. Gehen diese 
deutlich zurück, droht eine 
starke Dollar-Abwertung mit 
entsprechenden Auswirkun-
gen für die Weltwirtschaft. 
Die Vereinigten Staaten eig-
nen sich den Großteil des in-
ternational liquiden und an-
lagesuchenden Geldkapitals 
an. Die Direktinvestitionen – 
also produktive Kapitalanla-
gen oder die Übernahme von 
Produktionsanlagen – gehen 

zurück und die Verschuldung 
gegenüber ausländischen Fi-
nanzinvestoren nimmt zu, 
ohne dass dies mit einer Ver-
änderung der produktiven 
Ressourcen verbunden ist. 
Wie Anfang der 1970er Jah-
re werden diese Fehlent-
wicklungen in der internati-
onalen Ökonomie verstärkt 
durch die enormen Aufwen-
dungen für die Kriegführung 
der USA und ihrer Alliierten 
im Irak und Afghanistan. Zu-
dem werfen die Finanzie-
rungsströme der Aneignung 
von energetischen Rohstof-
fen weitere Probleme auf. 

Es gibt Alternativen

Bei den Protesten gegen den 
Gipfel in Heiligendamm geht 
es darum, möglichst viele 
BürgerInnen über die Hin-
tergründe der informellen 
Weltregierung zu informie-
ren und die Notwendigkeit 
und Möglichkeit von Alterna-

Koreanische Bauern protestieren anlässlich des Treffens der 
Welthandelsorganisation 2005 in Hong-Kong

Ein Blick in das Kinoprogramm der vergangenen Mo-
nate beweist: Das Thema Afrika ist wieder total »ange-
sagt«. Neben Filmen wie »Der ewige Gärtner«, »Lord 

of War« oder »Der letzte König von Schottland« trumpft 
Hollywood mit »Blood Diamond« im großen Stil auf. Wenn 
dieser Film einer Kategorie zugeordnet werden soll, dann 
passt er wohl am ehesten in die Sparte »Actionthriller, der 
sich unter anderem mit politischen und sozialen Konflikten 
beschäftigt«. Wer den Anspruch hat, einen Film zu sehen, 
der hintergründig über den Handel mit Konfliktdiamanten 
in Afrika und den Industrieländern aufklärt, wird sich mit 
»Blood Diamond« nicht zufrieden geben. Für diesen Fall sei 
der Film »Cry Freetown« von Sorious Samura fernab von 
jeglichem effektüberladenen Hollywoodkino erwähnt.

Einen Einstieg in das Thema bietet der Film, der vor dem 
Hintergrund des Bürgerkrieges in Sierra Leone spielt, alle-
mal. Die brutale Vorgehensweise der Rebellen der Revolu-
tionary United Front (RUF) bei Überfällen auf  Dörfer und 
ihre Einwohner wird gleich zu Beginn dokumentiert. Solo-
mon Vandys Dorf wird von der RUF angegriffen, seine Frau 
und seine Tochter können fliehen, sein Sohn fällt jedoch in 
die Hände der Rebellen. Damit ist sein Schicksal als Kinder-
soldat besiegelt. Vandys Sohn steht exemplarisch für über 
200  000 traumatisierte Kindersoldaten in Sierra Leone, die 
der Bürgerkrieg genau wie Tausende »Amputierte« zurück-
gelassen hat. Denn das Abhacken von Gliedmassen ist nicht 
nur im Film eine beliebte Praxis der Rebellen.
Vandy selbst wird entführt und zur Arbeit in einer RUF-Dia-
mantenmine gezwungen. Dabei findet er einen unglaublich 

Blutdiamanten im großen (Hollywood-)Stil

tiven aufzuzeigen. Im Prinzip 
könnte im Euro-Raum und in 
Deutschland ein anderer Kurs 
gefahren werden. Eine be-
schleunigte Ausweitung der 
Massenkaufkraft (Arbeits- 
und Sozialeinkommen) wäre 
ebenso vorstellbar wie der 
gezielte Einsatz öffentlicher, 
vor allem kommunaler Inves-
titionen. Über ein verstärktes 
Wirtschaftswachstum, den 
entsprechenden Rückgang 
der Arbeitslosigkeit und der 
Sozialaufwendungen ließe 
sich zudem eine Konsolidie-
rung der öffentlichen Finan-
zen voranbringen. 
Aber die politischen Mehr-
heitsverhältnisse in Euro-
pa stehen gegen eine solche 
Strategie. Die globalisie-
rungskritischen Bewegun-
gen wollen deutlich machen, 
dass sie die neoliberale Glo-
balisierung nicht länger ak-
zeptieren.  

æJoachim Bischoff

Filmtipp: »Blood Diamond«



[  Rotdorn 47 | Seite 9  ]

NO g8 

Blutdiamanten im großen (Hollywood-)Stil
grossen und wertvollen Stein, den er verstecken kann, be-
vor die Mine von Regierungstruppen eingenommen wird. 
Dieser Riesen-Diamant wird zum Objekt der Begierde vie-
ler, darunter befindet sich auch der ehemalige Soldat der 
früheren Apartheids-Armee Danny Archer, der den Stein 
als sein »Ticket aus der Hölle« betrachtet. Archer ist genau 
wie alle anderen in einer Welt aus Korruption, Schmuggel, 
Gewalt und Rassenhass gefangen. Er versucht Vandys Ver-
trauen zu erlangen und verspricht, ihm bei der Suche nach 
seiner Familie zu helfen. Im Gegenzug erwartet er die Be-
teiligung am Gewinn des wertvollen Diamanten. Für beide 
beginnt die verzweifelte Jagd nach dem heiligen Gral – was 
für Vandy seine Familie ist, stellt für Archer die Aussicht 
auf ein Leben ausserhalb Afri-
kas dar. 
Die Länge des Films ist auf der 
einen Seite mit der Dramatik 
und den vielen Stationen ihrer 
gemeinsamen Suche zu ent-
schuldigen. Auf der anderen 
Seite gibt es durchaus unnöti-
ge Längen, die durch weniger 
Action und mehr Prägnanz ver-
meidbar gewesen wären.
Fazit: Wenn mann/frau noch 
nicht viel über das Thema Blut-
diamanten, Bürgerkrieg in Si-
erra Leone und Kindersoldaten 
weiss, dann lohnt sich der DVD-
Abend!                         æAnG

Blood Diamond; USA 2006;  
Regie: Edward Zwick;  
Mit: Leonardo DiCaprio, Djimon 
Hounsou, Jennifer Connelly u.  a.

Die G8, der inoffizielle 
Club der mächtigsten 
Staatschefs der Welt, 

repräsentiert ein Wirtschafts-
system, das systematisch Aus-
beutung und Ungleichheit, 
Unterdrückung und Krieg 
produziert. Die Dominanz der 
Profitlogik über alle Lebens-
bereiche hat nicht nur eine 
ungeheuere Armut, im Nor-
den wie im »globalen Süden«, 
hervorgebracht, sondern auch 
Kriege um Rohstoffe und eine 

Klimakatastrophe, die zuneh-
mend alles Leben auf dem 
Planeten bedroht. Die Protes-
te gegen die G8 im Juni 2006 
sind ein Symbol dafür, dass 
Millionen Menschen der G8 
und der Weltordnung, für die 
sie stehen, ihre Zustimmung 
entsagen. Dem: »there is no 
alternative« stellen sie entge-
gen, dass eine andere Welt 
möglich ist. Der Protest ge-
gen die G8 ist notwendig; er 
dient der Delegitimation neo-

Der G8-Protest als Chance für die linke an den Hochschulen

liberaler Argumentationsmus-
ter und Institutionen. (...)

Die Anti-G8-Proteste haben 
somit einen Zweck für sich. 
Aber: Es stellt sich auch die 
Frage, was an dem Tag nach 
dem Gipfel sein wird. In Hei-
ligendamm werden – leider 
– vor allem junge Leute pro-
testieren, wenngleich enga-
gierte Gewerkschafter sich 
bemühen, ihre Kolleginnen 
und Kollegen für diesen poli-
tischen Protest zu gewinnen 
(vgl. www.g8-gewerkschafter-
aufruf.de). Um so mehr Stu-
dierende werden sich an den 
Blockaden beteiligen, im G8-
Widerstands-Camp gemein-
sam Protest artikulieren, Vi-
sionen einer besseren Welt 
diskutieren, feiern und den 
Widerstand gegen den Gip-
fel unter der Woche organi-
sieren. Für die Linke an den 
Hochschulen kann dieser po-
litische Protest eine Stärkung 
bedeuten, die möglicherwei-
se auch zu einer Stärkung 
der Gegenwehr gegen Studi-
engebühren und Prekarisie-
rung führen kann.

Hier liegt jedoch gleichzei-
tig eine Begrenzung: Stu-
dierende haben nicht die 
ökonomische Macht, die Be-
schäftigte haben, um Angrif-
fe abzuwehren und für eine 
andere Welt zu streiten. Des-
halb gründet sich der Hoch-
schulverband in der Über-
zeugung, dass, wie es der 
ehemalige ['solid]-Bundes-
sprecher Jan Schalauske for-
muliert, »hochschulpolitische 
Auseinandersetzungen als 
Teil von gesamtgesellschaft-
lichen Kämpfen zu führen« 
sind. Daher die Anbindung 

an die Partei DIE LINKE, die 
sich zwei Wochen nach dem 
G8-Gipfel gründen wird. Die-
se Anbindung bietet uns die 
Möglichkeit, eine Herausfor-
derung zu bestehen, an der 
frühere Studierendenverbän-
de letztlich scheiterten: Die 
Ausdehnung des Protests an 
der Hochschule auf die ge-
samte Gesellschaft. In die-
sem Sinne bietet sich heute 
eine Chance für Linke an den 
Hochschulen. Die Anbindung 
an eine Partei ist zweifellos 
nicht widerspruchsfrei – erst 
recht nicht bei einer Partei, 
die ein solch breites Spek-
trum umfasst wie die ent-
stehende Partei DIE LINKE. 
Obwohl es beträchtliche, zu 
analysierende Unterschiede 
zwischen der Gründung der 
Grünen und der neuen Links-
partei gibt, gibt es keine Ga-
rantie dafür, dass DIE LINKE 
im Gegensatz zu den Grü-
nen ihren emanzipatorischen 
und progressiven Charakter 
beibehalten wird. Doch: Die 
zukünftige Entwicklung der 
neuen Linken wird letztlich 
von den Kräften abhängen, 
die sich in ihr einbringen. 
Der neue Hochschulverband 
gründet sich in der Überzeu-
gung, dass wir in der Ver-
antwortung stehen, für eine 
emanzipatorische DIE LIN-
KE zu kämpfen, wenn wir es 
ernst meinen damit, dass wir 
die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse zum Tanzen brin-
gen wollen. Nutzen wir diese 
historische Chance.

æJonas Rest
Der Autor ist aktiv in der G8- 
Kampagne des LINKE.Hochschul-
gruppennetzwerks.

Der ungekürzte Text auf:

Ë   www.linke-hsg.de

Nach Heiligendamm gehts weiter!
Der G8-Gipfel wird ein Festival des Widerstands. Studierende des sich 
gründenden Hochschulverbands der Linken versuchen zusammen mit 
vielen anderen, die Proteste so stark, vielfältig und bunt wie möglich 
zu machen. Wir werden gemeinsam morgens aufbrechen, um im Rah-
men der Block G8-Kampagne an den Tagen des Gipfels entschlossen, 
aber zugleich auch bunt und vielfältig die Straßen zu blockieren.
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Fragt man diesbezüglich 
bei der EU-Kommissi-
on nach, so erhält man 

die Antwort, dass nicht die 
Kommission, sondern »das 
Land Berlin im Rahmen des 
Umstrukturierungsplans die 
Veräußerung der BGB ein-
schließlich der Berliner Spar-
kasse vorgesehen hat«. Auch 
in einer Pressemitteilung 
vom 28. 6. 2006 stellt die EU-
Kommission fest, dass »ge-
mäß Artikel 295 EG-Vertrag 
... Deutschland vollkommen 
frei über die Privatisierung 
oder Nichtprivatisierung einer 
Sparkasse entscheiden kann.« 

Es liegt also in der Verant-
wortung des Berliner Senats, 

ob die Sparkasse privatisiert 
wird. Eine Neuverhandlung 
des Umstrukturierungsplans 
ist möglich. Leider scheinen 
die Akteure im Senat, allen 
voran Finanzsenator Sar-
razin, allerdings weit mehr 
daran interessiert, einen 
möglichst hohen Preis zu er-
zielen. Der ist vor allem er-
reichbar, wenn die Sparkasse 
verkauft und zudem privaten 
Finanzinvestoren die bisher 
einmalige Gelegenheit gebo-
ten wird, den Namen »Spar-
kasse« weiterzuführen und 
die Gewinne trotzdem privat 
einzustreichen. Ein Sparkas-
sengesetz, das dieses bisher 
Unmögliche möglich machen 
sollte, ließ der rot-rote Senat 

von Freshfields Bruckhaus 
Deringer erarbeiten – einer 
Kanzlei, die mit der priva-
ten Bankenlobby aufs engste 
verbunden ist. 

Auf den Einwand, dass das 
Berliner Sparkassengesetz im 
Widerspruch zum deutschen 
Kreditwesengesetz steht, das 
den Namen Sparkasse für öf-
fentlich-rechtliche Institute 
mit gemeinwohlorientierter 
Gewinnverwendung reser-
viert, reagierte Sarrazin, in-
dem er die EU-Kommission 
bat, doch bei der Abschaffung 
des entsprechenden Paragra-
phen behilflich zu sein. Die-
ser Bitte kam die Kommissi-
on gern nach – und nahm ein 
Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland wieder 
auf, das beinahe den Namens-
schutz für Sparkassen in ganz 
Deutschland beseitigt und 
eine flächendeckende Privati-
sierung ermöglicht hätte. 
Nicht also die EU-Kommis-
sion zwingt das Land Berlin 
zum Verkauf der Sparkasse, 
sondern der Berliner Senat 
bedient sich der EU-Kommis-
sion, um Gesetze, die eine 
Privatisierung von Sparkas-
sen verhindern, aus dem Weg 
zu räumen. Selbst die Finan-
cial Times Deutschland stell-
te kürzlich erstaunt fest, dass 
»die der Zusammensetzung 
... nach ‚linkeste’ Landesre-
gierung die Privatisierung 
ihrer Sparkasse am entschie-
densten betreibt. Die FDP 
hätte das nicht besser ma-
chen können, obwohl sie es 
wenigstens programmatisch 
vertritt«. (FTD 29. 01. 07) 

Zwar hat die rot-rote Regie-
rung inzwischen einen An-
trag eingebracht, nach dem 
im Vertrag mit dem Käufer 
der Landesbank bestimm-
te sozialpolitische Auflagen 
verankert werden sollen. Al-
lerdings stellt sich die Fra-
ge, warum der Senat sich 
hartnäckig weigert, etwa das 
Recht auf ein Girokonto für 
jedermann im Sparkassen-
gesetz selbst zu verankern – 
der einzige Weg, um Betrof-
fenen ein einklagbares Recht 
zu geben. Oder die Verpflich-
tung zur gemeinnützigen Ge-
winnverwendung ins Gesetz 
zu schreiben, die das Inter-
esse von Privatbanken und 
Heuschrecken am Bieterver-
fahren erheblich abkühlen 
dürfte. 

Da der Senat selbst kleine 
Nachbesserungen des Spar-
kassengesetzes ablehnt, 
kann man eigentlich nur hof-
fen, dass mit dem geplanten 
Volksbegehren für ein alter-
natives Sparkassengesetz 
noch etwas Sand in das Ge-
triebe des Verkaufsprozesses 
gestreut wird. Sich den For-
derungen des Volksbegeh-
rens anzuschließen und end-
lich den Konflikt mit der SPD 
zu wagen, wäre im Interesse 
linker Glaubwürdigkeit drin-
gend geboten.

æSahra Wagenknecht

Die Autorin ist Abgeordnete der 
Linkspartei.PDS-Delegation in der 
GUE/NGL Fraktion (Konföderale 
Fraktion der Vereinten Europä-
ischen Linken/Nordische Grüne 
Linke) im Europäischen Parlament 
und Mitglied des Parteivorstandes 
der Linkspartei.PDS. 

Das Bieterverfahren für die Berliner Landesbank (LBB) 
einschließlich Sparkasse geht in die heiße Phase. Ist es 
überhaupt noch möglich, eine Privatisierung zu verhin-
dern? Oder ist der Berliner Senat durch EU-Auflagen 
zum Verkauf der Sparkasse gezwungen?

Im Zuge des Berliner Bankenskandals wurde die Sparkasse 
durch milliardenschwere Subventionen durch den Berliner 
Senat vor der Insolvenz gerettet. Diese Risikoabschirmung 
wurde von der EU-Kommission jedoch nur genehmigt, wenn 
die Berliner Bankgesellschaft samt Tochterunternehmen bis 
2007 ohne Einschränkungen verkauft wird, so die Aussage 
des Berliner Senats.

Die Folgen einer solchen Privatisierung wären:
• Girokonten nur noch für Gutverdiener:

So wird z. B. in Großbritannien der Bankenmarkt von nur 
wenigen Großbanken dominiert. Da es für sie nicht renta-
bel ist auch für ärmere Bevölkerungsgruppen ein Girokon-
to anzubieten, gibt es in Großbritannien 3,5 Mill. Haushalte 
ohne Girokonto,

• Steigende Gebühren und Zinsen,
• Schließung von unrentablen Filialen,
• Profitmaximierung vor Gemeinwohlorientierung.

Hintergrund

Ausverkauf in Berlin

Berlin: Zur geplanten Privatisierung der Berliner Sparkasse
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Als Schwellenland mit großer Be-
völkerung ist Indien ist einer der 
attraktivsten Märkte weltweit. 

Folglich hat auch Coca-Cola ein großes 
Interesse daran, hier Fuß zu fassen, der 
Kampf um den Durst der Inderinnen 
und Inder hat längst begonnen.

Die Hintergründe 

Coca-Cola betreibt in Indien ca. 50 Fab-
riken. Eine davon ist die 1998 errichtete 
Fabrik in Plachimada. Jede dieser Fab-
riken pumpt täglich ca. 1,5 Millionen Li-
ter Grundwasser ab, damit werden z. B. 
in Plachimada ungefähr 340  000 l Ge-
tränke produziert. Für die Produktion 
von einem Liter Coca-Cola werden bei-
spielsweise 9 l Wasser gebraucht, eine 
Bilanz, die der Region zum Verhängnis 
wird. Denn das Wasser bezieht die Fab-
rik in Plachimada mit Hilfe von 60 Brun-
nen direkt aus dem Boden, der Konzern 
pumpt Grundwasser ab, selbstverständ-
lich ohne dafür zu bezahlen.

Die Folgen 

Der Grundwasserspiegel in Plachimada 
ist von 45 Meter auf 150 Meter gesun-
ken, die Brunnen in den Dörfern trocknen 
aus, insbesondere die Frauen müssen 
immer längere Wege gehen, um das 
Wasser zum Trinken, Waschen und Ko-
chen zu beschaffen. Ein Augenzeuge 
berichtet: »Die Frauen von Plachimada 
müssen heute kilometerweit laufen, um 
Trinkwasser heranzuschaffen. Während 
sie das Wasser zu Fuß nach Hause tra-
gen, kommen ihnen die mit Softdrinks 
beladenen Coca-Lastwagen entgegen.« 
In Plachimada sind durch das Absinken 
des Grundwasserspiegels heute 260 
Brunnen trocken, in einer eigentlich 
wasserreichen Region herrscht akuter 
Wassermangel.

Dies hat auch Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft: Reisfelder trocknen 
aus. In einer Region, in welcher der 
überwiegende Teil der Bevölkerung 
von der Landwirtschaft abhängig ist 
wird der ortsansässigen Bevölkerung 
so die Lebensgrundlage entzogen.

Coca-Cola ist einer der bekanntesten Konzerne weltweit, kaum ein Schrift-
zug begegnet Menschen so oft wie das rot-weiße Firmenlogo. Gleichzei-
tig wird die Kritik an der Firma aber immer lauter. Ein Grund dafür ist die 
Umweltpolitik des Brause-Produzenten in Indien, die Abfüllanlagen dort 
verursachen Wasserknappheit, Umweltzerstörung und Armut.

Doch damit nicht genug: Durch den 
Produktionsprozess wird Wasser ver-
schmutzt, das dann wieder in den Was-
serkreislauf gelangt. Das wenige Was-
ser, dass die Bevölkerung also noch 
aus ihren Brunnen gewinnen kann, ist 
ungenießbar, da es extrem salzhaltig 
ist. Ein anderes giftiges Abfallprodukt, 
Schlamm, wurde von Coca-Cola als 
Düngemittel an die Bauern verkauft. 
Dies jedoch mit fatalen Folgen: Der 
blei- und kadmiumhaltige Schlamm 
vergiftet die Felder und den Boden.

Nach einer Studie der Universität Exeter  
(GB) wird es nach Schließung 
der Fabrik mindestens drei Jah-
re dauern, bis sich die Grundwas-
servorräte erholt haben. Wie verant-
wortungslos Coca-Cola in Indien agiert, 
zeigt sich auch daran, dass die Pe- 
stizidbelastung von indischen Produkten 
des Konzerns bis zu 30 mal höher als 
der in der EU gültige Höchstwert liegt.

Die Forderungen 

Gegen diese Praktiken des Coca-Cola-
Konzerns entstehen bereits weltweite 
Proteste. Größter Erfolg der Coke-Geg-
ner ist die vorläufige Schließung der 
Fabrik in Plachimada durch das Obers-
te Gericht. Doch in fünf weiteren Bun-
desstaaten Indiens treten die selben 
Probleme auf, außerdem plant Coca-
Cola weitere Fabriken zu errichten.

Unterstützt die Betroffenen in ihrem 
Kampf gegen das rücksichtslose Profit-
streben eines multinationalen Konzerns 
wie Coca-Cola!
Ihre Forderungen:
• Endgültige Schließung der Fabri-

ken in Plachimada, Mehdiganj, Kala 
Dera,

• Entschädigung der Anwohnerinnen 
und Anwohner,

• Beseitigung der Umweltschäden.
æ['solid] Brandenburg
Ë   www.killerbrause.de

»Cola in die 

Suppe spucken!«

Links:    Weltweit allgegenwärtig im Straßenbild
Rechts: Indische Demonstranten verbrennen  Soft-
               drinkflaschen von Pepsi und Coca-Cola
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Es ist weithin unbekannt, dass sich 
Juden während der Nazizeit legal 
in Deutschland aufhielten. Die 

meisten Geduldeten lebten in »Misch-
ehe«, verfemt, weitgehend entrechtet 
und mit Lebensmittelkarten ausgestat-
tet, die kaum das Überleben sicherten. 
Und auch sie wären dem Massenmord 
nicht entgangen, doch wollten die Na-
zis sich erst nach dem Endsieg mit die-
sen Juden befassen. 

Vera und Eva Korn, eine in Berlin-
Mitte lebende Jüdin und ihre Toch-
ter, hätten das Ende des NS-Regimes 
erlebt – wenn sie nicht Ende 1943 in 
Schöneberg einem Raubmord zum Op-
fer gefallen wären. Vera Korn gehörte 
zu den wenigen Juden, die nach meh-
reren Deportationswellen weiter in Ber-
lin lebten, weil sie einst »Arier« gehei-
ratet hatten. Zwar war sie inzwischen 
geschieden, doch hatte sie die Tochter 
christlich erziehen lassen. Das bedeu-
tete auch nach einer Scheidung, dass 
der jüdische Elternteil vor einer Depor-
tation in den Osten geschützt war. 
Vera Korn wurde Anfang 1943 zu Hilfs-
arbeiten bei der Reichsbahn in Ber-
lin dienstverpflichtet. Hier ließ sie sich 
mit August Eckert ein, einem »deutsch-
blütigen« Arbeitskollegen, der sie hef-

tig umworben hatte. Vera Korn wollte 
mit Hilfe von Eckert Deutschland ver-
lassen. Eckert, der Geschwister in der 
Schweiz hatte, gab ihr das Verspre-
chen, sie mit der Reichsbahn ins siche-
re, neutrale Ausland zu lotsen. Doch die 
»jüdisch-arische« Liebesaffäre begann 
sich bei der Reichsbahn herumzuspre-
chen. Als Eckert vom Dienststellen-
leiter vor die Alternative gestellt wird, 
sich von der Jüdin zu trennen oder 
zum Hilfsarbeiter degradiert zu wer-
den, kommt es zur Tragödie. August 
Eckert tötet Mutter und Tochter und 
bringt die Wertsachen der 1941 in Riga 
ermordeten Familie von Vera Korn an 
sich.

Vera Korn war keine Intellektuelle, wie 
etwa Victor Klemperer. Sie war auch 
kein Widerstandskämpferin. Sie war 
kein Kind reicher Juden, von denen sich 
viele vor dem Holocaust in den 1930er 
Jahren ins Ausland hatten retten kön-
nen. Das Buch schildert den Alltag einer 
in Kriegsdeutschland lebenden unpoli-
tischen Durchschnittsjüdin, deren Ver-
lobter sogar noch vor dem Machtantritt 
der Nazis der NSDAP beigetreten war. 
Anfang 1933, als Millionen Deutscher in 
die Partei drängten, trat er aus Liebe zu 
einer Jüdin aus der NSDAP aus.

Die Aufklärung des Kriminalfalls ge-
schieht im Bombenhagel alliierter Flie-
ger. Warum die Polizei, die SS und die 
Gestapo einen Judenmörder jagten? 
Der Mord an den europäischen Juden 
sollte unter staatlicher Aufsicht ablau-
fen. Eigeninitiative zum persönlichen 
Vorteil, sprich: ein privater Raubmord, 
war nicht erlaubt. 

Interessant sind die Nachkriegskarrrie-
ren einiger der Protagonisten. So wird 
der Kriminalkommissar und SS-Mann, 
Rolf Holle, der den Täter in Abstim-
mung mit der Gestapo ermittelt und 
aufs Schafott bringt, einer der Gründer, 
wenn nicht sogar der geistige Schöpfer 
des Bundeskriminalamts in Wiesbaden.

Der Titel des Buches kombiniert den 
Vornamen des Opfers »Vera« mit einer 
gesellschaftlichen Funktion des Mör-
ders. August Eckert hat in seiner Frei-
zeit als »brauner Glücksmann« Lot-
terielose des Winterhilfswerks, eine 
Unterabteilung der Nationalsozialisti-
schen Volkswohlfahrt (NSV), verkauft.

æNoRa

Das multimediale Totenbuch der Gedenkstätte Plötzensee listet Opfer des 
Faschismus auf, die in Plötzensee hingerichtet wurden. Jetzt schildert ein 
Buch die ungewöhnliche Geschichte eines der Geehrten: Er war ein zwei-
facher Judenmörder.

Der Judenmörder 
von Plötzensee

Buchtipp: »Vera und der Braune Glücksmann«

Zur Förderung von Politik, 
Bildung und Kultur e.V.

Kopenhagener Str. 9
10437 Berlin

fon:  (030) 47 53 87 24
fax:  (030) 47 37 87 75

e-mail: info@helle-panke.de 
web:  www.helle-panke.de

22.-24. Juni 2007

Eine andere Welt ist möglich –  
Aber wie schaut sie aus?
Schon immer haben Menschen ihre Vorstellung von 
einer besseren, gerechteren Gesellschaftsordnung 
formuliert und somit politische Utopien geschaffen. 
Wir wollen schauen, welche Chancen und welche 
Grenzen im Entwurf einer neuen Gesellschaft lie-
gen, und welche Begriffe jeweils im Zentrum der 
verschiedenen linken Utopien stehen.
Darüber hinaus wollen wir auch einen Blick auf 
praktische historische wie gegenwärtige Versuche 
werfen, solchen Utopien näher zu kommen. Wir 
werden uns unserem Thema sowohl über theoreti-
sche als auch über literarische Texte nähern.

Teilnehmergebühr: 15 Euro
Ort: Kurt-Löwenstein-Haus in Werftpfuhl 

28.-30. September 2007

Kapitalismus verstehen!
 
Im Wochenendseminar „Kapitalismus verste-
hen“ steht am Anfang die Frage, was und wie wir 
persönlich mit dem Kapitalismus zu tun haben. 
Dabei werden wir schnell ein paar Dinge über den 
Kapitalismus als dessen Prinzipien verstehen lernen, 
die wir auch alltäglich erleben, z. B. Konkurrenz. Um 
Veränderungen denkbar zu machen, soll eine Ge-
schichte der Kämpfe verdeutlichen, dass der Kapita-
lismus ganz und gar nicht einfach so hingenommen 
werden kann ... 
Teamer: Saduman Karaca und Olaf Stuve vom  
Bildungsteam Berlin/ Brandenburg e.V.

Teilnehmergebühr: 15 Euro
Ort: Kurt-Löwenstein-Haus in Werftpfuhl

20. bis 23. August 2007

Politischer Sommerworkshop  
 
Ende August wird in Werftpfuhl erneut der politi-
sche Ferienworkshop für junge Menschen stattfin-
den. Gemeinsam mit ReferentInnen und Teilneh-
merInnen wollen wir hier grundlegende Fragen der 
sozialistischen Strategie und Politik diskutieren, die 
im politischen Alltag oft zu kurz kommen. Hierzu 
gehören: Was heißt Kapitalismuskritik konkret? Wie 
können wir Neoliberalismus kritisieren, ohne nur 
das Bestehende zu verteidigen? Was kennzeichnet 
heute sozialistische Theorie und Praxis?  
Mit Klaus Lederer, Albert Scharenberg und vielen 
anderen.

Teilnehmergebühr: 20 Euro
Ort: Kurt-Löwenstein-Haus in Werftpfuhl

Michael Klein: Vera und der Braune Glücks-
mann. Wie der NS-Staat einen Judenmörder hin-
richtete. Eine wahre Geschichte. Neuer Europa 
Verlag Leipzig 2006, ISBN: 3-86695-480-8

Jugendseminare
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Bei der »Zentralen Auf-
nahmeeinrichtung« 
handelt sich genau 

genommen um eine vorläufi-
ge Endstation, denn per Ge-
setz darf die Unterbringung 
von MigrantInnen in der 
»Erstaufnahme« maximal für 
drei Monate erfolgen. Erst-
aufnahme bedeutet Vollver-
pflegung (hierfür besteht ein 
Vertrag mit dem Service-Rie-
sen Dussmann, der neben 
Reinheit und Sicherheit eben 
auch Verpflegung zu bieten 
hat), kein Bargeld und ge-
setzliche Regelungen bis ins 
kleinste Detail. 
Sechs Quadratmeter Wohn-
raum stehen jeder Person zu 
(kurzer Vergleich: ein deut-
scher Polizeihund hat laut 
Gesetz acht Quadratmeter 
Platz in seinem Zwinger). In 
der Motardstraße ist sicher-
heitshalber die genaue Qua-
dratmeterzahl der Zimmer 
an die Türen geschrieben. 

Manchmal haben die Bewoh-
nerInnen Glück und bekom-
men ein, zwei Quadratmeter 
mehr als vom Gesetzgeber 
vorgesehen. Darauf weist die 
Wohnheimleitung hin.

Der Heimleitung und dem 
Träger, der Arbeiterwohl-
fahrt Berlin-Mitte, gehe es 
überhaupt darum, für alle 
»den Aufenthalt so ange-
nehm wie möglich« zu ge-
stalten, stellt auf Nachfrage 
des Rotdorns Horst Renner, 
ehrenamtliches Vorstands-
mitglied, klar. Nur sei das bei 
derzeit 44 Nationalitäten, die 
unter den Dächern der vier 
Wohncontainer leben, nicht 
immer so einfach. Die Fluk-
tuation sei hoch, man wäre 
in der Hauptsache mit Scha-
densbegrenzung und Repa-
raturen beschäftigt. Viel Zeit 
für(s) (Hinter)Fragen bleibt 
da kaum.
Dazu kommt, dass die 

Motardstraße inzwischen 
pickepackevoll ist, von 400 
Plätzen (Angabe der Heim-
leitung) sind momentan 
382 besetzt. Darunter le-
ben 61 Kinder und Jugend-
liche in der Einrichtung. Auf 
100 Personen kommt je einE 
SozialarbeiterIn, ausgestattet 
mit einer sprachlichen Va-
riabilität von Deutsch, Eng-
lisch und ein bisschen Fran-
zösisch und Russisch. Zur 
Zeit leben vorwiegend allein 
stehende Männer, aber auch 
junge Mütter mit ihren Babys 
aus Vietnam in der Einrich-
tung der AWO Berlin-Mitte. 
Es bleibt fraglich, ob sie sich 
in einer der genannten Spra-
chen mit den MitarbeiterIn-
nen verständigen können. 

Die Bedürfnisse der Bewoh-
nerInnen spielen insgesamt 
eine stark untergeordnete 
Rolle. Wenn der Gesetzgeber, 

Ihr altes Leben zurücklassend, erreichen Flüchtlinge und MigrantInnen Deutsch-
land. Eine mögliche Endstation ihrer Reise: die  Zentrale Aufnahmeeinrichtung für 
Asylbewerber in der Motardstraße 101 a, Berlin-Spandau. Seit einiger Zeit wird 
die  Aufnahmeeinrichtung jedoch nicht nur für das  »Willkommen«, sondern auch für 
den Abschied genutzt.

Erstaufnahme und Ausreise in der Motardstraße, Berlin-Spandau

Willkommen 
und Abschied Wohncontainer der Zentralen Aufnahmestelle

Ñ

Berliner Sozialforum 
gegründet
Unter dem Motto »Für ein 
Berlin, in dem wir leben wol-
len!« trafen sich am 21. und 
22. April globalisierungskri-
tische Menschen und Grup-
pierungen erstmalig zu einem 
lokalen Sozialforum in der 
Neuköllner Rütlischule. Die 
Veranstaltung eröffnete Giuli-
ano Giuliani, Vater des 2001 
bei Protesten gegen den G8-
Gipfel in Genua erschossenen 
Carlo Giuliani.
Das Sozialforum ist ein völlig 
neuer Politikansatz. Ein offe-
ner Raum in dem Personen, 
egal ob einfach als interessier-
ter Mensch oder als Vertre-
ter einer globalisierungskri-
tischen Gruppe, miteinander 
gleichberechtigt über Gesell-
schaft und Politik diskutie-
ren. »Sozialforen sind weder 
eine Organisation noch ein 
Bündnis und doch ein biss-
chen von beidem. Ein Ort des 
voneinander Lernens an dem 
Positionen ausgetauscht und 
dabei schon auch Schnittmen-
gen ausgelotet werden. Ein 
Gärungsbecken für soziale 
Bewegungen«, erläutert Peter 
Grottian, Politikprofessor an 
der Freien Universität Berlin.
Mit rund 200 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern wurden die 
Erwartungen der Veranstalter 
sogar fast noch übertroffen. 
Schwerpunkt der momenta-
nen Arbeit bilden Aktionen 
gegen Privatisierungen, Ak-
tionen gegen Hartz IV und 
natürlich die Mobilisierung 
zu den Anti-G8-Protesten. 
Das monatliche Plenum des 
Berliner Sozialforums findet 
jeden ersten Montag im Mo-
nat in der Kirche von Unten 
(KvU), Kremmener Straße 9-11 
(Tram M10 Wolliner Straße / 
U2 Eberswalder Straße / U8 
Bernauer Straße / Bus 143) im 
Prenzlauer Berg statt.

æsk
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konkret der Berliner Senat, 
sowieso alles vorschreibt und 
regelt, sich nicht fragt, unter 
welchen Bedingungen die 
Menschen leben müssen, die 
zu »Gast bei Freunden« sind, 
warum sollten dann diejeni-
gen, die die Regeln umset-
zen, Fragen stellen und Be-
dürfnisse erkennen? Gibt es 
dazu irgendwo ein Gesetz?

Apropos Gesetz. Seit mehr 
als einem Jahr (nach Anga-
ben der Heimleitung) wird 
die Motardstraße nicht nur 
zur Erstaufnahme genutzt. 
Dank des Paragraphen 1a 
des Asylbewerberleistungs-
gesetzes können die Bezirks-
ämter MigrantInnen auch 
zurück in die Motardstraße 
schicken. Der Paragraph 1a 
schafft diesen »interessan-
ten« Handlungsspielraum 
auf Grundlage von Unterstel-
lungen: Leistungen können 
eingeschränkt werden, wenn 
angenommen werden muss, 
dass ein Migrant nur nach 
Deutschland gekommen ist, 
um soziale Leistungen zu be-
ziehen oder die Herkunft be-

wusst verschleiert wird, um 
einer Abschiebung zu entge-
hen. 

Im Klartext heißt das, dass 
es im Ermessen der jeweili-
gen Sachbearbeiter liegt, wie 
und wann sie die Leistungen 
soweit zusammenkürzen, 
dass nur noch grundlegen-
de Sachmittel wie Nahrung 
oder Kleidung gestellt wer-
den müssen. Da in Berlin nur 
in der Motardstraße Vollver-
pflegung besteht, sind die 
Sacharbeiter leider gezwun-
gen, die ihnen Verdächtigen 
dort unterzubringen. Für die 
Verdächtigen gilt das Gleiche 
wie für alle anderen: Sie be-
nötigen einen Ausweis, um 
den Ein- bzw. Ausgang des 
Geländes zu passieren, Besu-
che sind bis 22 Uhr erlaubt, 
sie sind in ihrer Bewegungs-
freiheit eingeschränkt, da sie 
mitten in einem Industrie-
gebiet leben und kein Geld 
für Fahrscheine haben und 
wenn sie überhaupt etwas 
essen wollen, müssen sie vor 
Ort sein, wenn die Verpfle-
gung verteilt wird. 
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Den BewohnerInnen blei-
ben wenige Möglichkeiten, 
ihr Leben »so angenehm wie 
möglich« und vor allen Din-
gen selbst bestimmt zu ge-
stalten. Diejenigen, die es 
können, solidarisieren sich, 
kümmern sich um ihre Nach-
barn oder deren Kinder. Es 
gebe sogar Bewohner, die 
in der Motardstraße bleiben 
wollen, offenbart die Heim-
leitung. Woran das liegt, 
ist schwer zu klären. Sei es 
die Angst vor dem, was als 
nächstes kommen mag oder 
erste freundschaftliche Kon-
takte oder doch die knall-
blauen Stahlschränke in den 
17,83 Quadratmeter großen 
Mehrbett-Zimmern ...

Fakt ist, dass es im vergange-
nen Jahr, von Februar 2006 
bis Februar 2007, zu insge-
samt zwölf direkten Abschie-
bungen aus der Motardstra-
ße kam. Davon waren drei 
Abschiebungen so genann-
te freiwillige Heimreisen.  
Offenbar möchte doch nicht 
jedeR BewohnerIn in der 
Motardstraße bleiben. 

Dass das Land Berlin unter 
der rot-roten Regierung ge-
meinsam mit den Bundeslän-
dern Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schleswig-Holstein, 
Sachsen und Thüringen den 
Verzicht auf die Einrichtung 
von Ausreisezentren erklärte, 
scheint zu den verblassenden 
Erinnerungen zu gehören. 

æAnG

»Impressionen« aus der Motard-
straße (v. l. n. r.):
Innenansicht Zimmer;  
Stacheldrahtzaun;  
Tagesverpflegung der Bewohner

anzeige

anzeige
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Zum Abschluss eines Unteroffizier-
Lehrgangs an einer Heeresschule 
fand eine »Durchschlageübung« 

statt, an der mehr als 100 Lehrgangs-
teilnehmer als »Gefangene« beteiligt 
waren. Im Rahmen dieser Übung wur-
den die Teilnehmer in Bunker gesperrt. 
Die Bunkerwände waren mit Nägeln 
und Haken versehen, damit die »Gefan-
genen« sich weder anlehnen noch aus-
ruhen konnten. Mehr als 15 Stunden 
stehend und ohne Verpflegung wurden 
sie mit Dreckwasser und Trockenlösch-
pulver bespritzt. Ihre Notdurft mussten 
sie im Bunker verrichten. 
Wenigstens ein Soldat wurde am zwei-
ten Tag der Übung vor einer »Verneh-
mung« zu einer »Morgengymnastik« 
befohlen und sollte sich dafür auszie-
hen. Nachdem er verweigerte, wur-
den ihm die Hände auf den Rücken 
gefesselt, mit einem Strick nach oben 
gezogen und am Bunkerdach befes-
tigt, anschließend wurde er wieder mit 
Dreckwasser bespritzt. Nach einer hal-
ben Stunde wurde er mit einem Strick 
um den Hals zum »Verhör« gebracht 

und erneut mit Wasser übergossen. 
Danach musste er in einem anderen 
Bunker, in dem das eiskalte Dreckwas-
ser zehn Zentimeter hoch stand, gefes-
selt auf dem Boden liegen. 
Lediglich ein Soldat beschwerte sich 
beim Wehrbeauftragten. Bei der Unter-
suchung des Vorfalls wurde festgestellt, 
dass diese Übung ohne Beanstandung 
durch disziplinarische Vorgesetze und 
ohne Beschwerden von Betroffenen 
bereits mehrfach abgehalten wurde 
und zur »Selbstdisziplin und Härte« 
der Soldaten führen sollte. 
Hier handelt es sich nicht um den Ein-
zelfall Coesfeld sondern um einen Ein-
zelfall aus dem Jahre 1974.

Wie die Einzelfallthese entstand

1960 stellte der Wehrbeauftragte, der 
zum »Schutz der Grundrechte« und als 
»Hilfsorgan des Parlaments« zur »Kon-
trolle der Streitkräfte« 1957 etabliert 
wurde, seinen ersten Bericht über den 
Zustand der Truppe dem Parlament 
vor. Das Amt des Wehrbeauftragten 

wurde 1959 erstmals mit zweijähriger 
Verspätung besetzt, was bereits Auf-
schluss über die Situation und Stel-
lung des Wehrbeauftragen gibt. Von 
den Militärs geschnitten, weil sie keine 
Kontrolle wollten, von vielen Politikern 
angefeindet, weil als Alibi bei der Wie-
derbewaffnung an SPD und Kriegsgeg-
ner festgelegt, hatte der erste Wehrbe-
auftragte einen schweren Stand. 
In diesem Sinn entstand um die ersten 
Jahresberichte eine hitzige Debatte, die 
dazu führte, dass in Zukunft sogenann-
te »besondere Vorkommnisse«, also 
Verstöße gegen gesetzliche Normen, 
grundsätzlich als »Einzelfall« bezeich-
net werden mussten. Seither gibt es 
jedes Jahr im Jahresbericht des Wehr-
beauftragten mehr als hundert »bedau-
erliche Einzelfälle«, die nicht auf einen 
Gesamtzustand der Truppe Rückschlüs-
se zulassen.

Einzelfall als System

Militärische Organisationsformen ar-
beiten systematisch mit Gewalt. Gewalt 
wird offiziell nach »außen« angewandt. 
Kern des soldatischen Handwerks ist 
das Töten, um es mit Tucholsky zu sa-
gen, das Morden. 
Damit der einzelne Mensch im Militär 
funktioniert, also Gewalt anwendet, 
muss er zum Soldaten, zum Gewaltan-
wender erzogen werden. In den meis-
ten Fällen geschieht das wiederum 
mit Formen von Gewalt. Diese Formen 
tauchen dann in den Jahresberich-
ten wieder auf, wenn ein Gewaltopfer 
(Rekrut) sich traut, dagegen etwas zu  
unternehmen.

Seit dem 19. März 2007 verhandelt das Landgericht Münster gegen 
18 Bundeswehrausbilder. Einem Offizier und 17 Unteroffizieren aus 
der Freiherr-vom-Stein-Kaserne in Coesfeld wird vorgeworfen, im Som-
mer 2004 163 Rekruten körperlich misshandelt und entwürdigend behan-
delt zu haben. Für den Prozess sind 45 Verhandlungstagen anberaumt, 
das Urteil soll am 19. Dezember fallen. Dann wird Presse sich wieder 
anderen »Skandalthemen« zuwenden, ohne dass über Grundsätzliches 
diskutiert wurde, wie immer. Der »Skandal« wird wie alle anderen großen 
und kleinen »Skandale« in die Bundeswehrannalen eingehen, als bedauer-
licher Einzelfall.

Coesfeld ist überall!
Eine Armee ist eine Armee, ist eine Armee ...

Die »Skandalösen Einzelfälle« in der Bundeswehr

Ñ
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Gängige Gewaltformen, die als Einzelfäl-
le dargestellt werden und seit 50 Jahren 
fast in jedem Jahresbericht des Wehrbe-
auftragten erwähnt werden sind:

Innendienst als »erzieherische Maß-
nahme«: Jeder der beim Militär war 
kennt es: Putzen bis zum abwinken, die 
halbe oder die ganze Nacht. Wenn es 
für die militärischen Vorgesetzen nicht 
ausreichend sauber ist wird weiterge-
putzt. Bei der Kontrolle beispielsweise 
von Betten und Spinden wird dann wie-
der Unordnung gemacht. Solche Maß-
nahmen dienen der Umerziehung des 
Rekruten. Er wird erzogen zu gehor-
chen. Wenn er nicht gehorcht, wird er 
erneut bestraft. Er wird umerzogen, in-
dem er andere Wertvorstellungen ein-
geprägt bekommt. Er wird verängstigt, 
weil er seine Abhängigkeit von seinen 
militärischen Führern vor Augen ge-
führt bekommt. 

Strafen für Krankmeldung: Vorgesetz-
te bestrafen Rekruten, die sich krank 
melden mit Ausgangssperren, Wochen-

enddiensten, zusätzlichen Putzdiensten 
und sonstigen Sonderdiensten. Oft wer-
den Erkrankungen und Verletzungen 
von Rekruten in der Grundausbildung 
grundsätzlich als »Drückebergerei« an-
gesehen und die Rekruten werden als 
solche stigmatisiert.

Kollektivstrafen: Funktioniert ein Rek-
rut nicht im Sinne des Ausbilders, wird 
die ganze Gruppe dafür bestraft. Zum 
Beispiel müssen Ausbildungsgruppen- 
oder Züge Zusatzdienste verrichten, 
dürfen erst später ins Wochenende fah-
ren usw. Dies führt häufig dazu, dass 
der Rekrut, der nicht funktioniert, zum 
Außenseiter wird und schlimmstenfalls 
von den »Kameraden« zusätzlich be-
straft wird. Nicht selten enden derarti-
ge Strafaktionen in der Anwendung von 
Gewalt. In den sechziger Jahren gab es 
für solche Gewaltformen innerhalb der 
Bundeswehr feste Begrifflichkeiten. 
Den »Heiligen Geist« bringen bedeu-
tete, dass ein Soldat von den anderen 
Soldaten während der Nachtruhe in 
seinem Bett in der Dunkelheit verprü-
gelt wurde. So konnten die Angreifer 
nicht identifiziert werden und das Op-
fer hatte seine »Lektion« für ein voran-
gegangenes Fehlverhalten bekommen.

Misshandlungen bei Übungen: Wie 
im Fall Coesfeld kommt es bei Übungen 
in der Kaserne oder auf dem Truppenü-
bungsplatz häufig zu gewalttätigen Ex-
zessen. Da die Übungen das Erlernen 
und Anwenden von Gewalt implizieren 
und die Hemmschwelle herabsetzen, ist 
der nächste Schritt nicht mehr weit. Wer 
Krieg, Mord und Todschlag übt, kann in 
einem abgeschlossenen Zirkel schnell 
den Bezug zur zivilen Realität verlieren. 

Dazu kommt noch, dass bei einer Übung 
keine Kontrolle von Außen möglich ist. 
Im Fall Coesfeld hat sich keiner der 163 
betroffenen Soldaten beschwert. Nur 
durch Zufall wurde der Sachverhalt be-
kannt und aufgedeckt. Ohne dass man 
sich zu weit aus dem Fenster lehnt, kann 
man sicher sagen, dass unter solchen 
Umständen die Dunkelziffer um einiges 
höher sein muss, als die alljährlich ge-
meldeten mehr als hundert Einzelfälle. 

Wie kommt das? Mit hoher Wahr-
scheinlichkeit liegt es an der Besonder-
heit des Militärs. Wie oben angedeutet 
werden die Rekruten in militärischem 
Sinne umerzogen. Gewalt wird in un-
terschiedlichen Formen alltäglich, des-
halb muss man sich über alltägliche 
Gewalt auch nicht mehr so sehr wun-
dern, geschweige denn beschweren. 
Um nicht unter zu gehen, passen sich 
die Rekruten in das gewaltbereite und 
gewalttätige militärische System ein. 
Lieber kollektiv bestraft werden, als 
Ursache der Kollektivstrafe sein. Un-
ter dem Synonym der Kameradschaft 
(wir sitzen alle im gleichen Boot) lässt 
sich Erniedrigung und möglicherweise 
Misshandlung auch leichter ertragen. 
Und wenn die Rekruten aus ihrer Op-
ferrolle emporsteigen, weil sie nach der 
Grundausbildung militärische Hand-
lungen und Gewohnheiten übernom-
men haben, können sie gegenüber den 
nachfolgenden neuen Rekruten selbst 
zu Tätern werden. Und Täter schwei-
gen bekanntlich über ihre Taten.
Coesfeld ist überall!
æMichael Behrendt, Kampagne gegen 

Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär

Ë   www.kampagne.de
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Zunächst wäre da der 
Begriff der »Killer-
spiele«, welcher me-

dial erzeugt ist. Er ist emoti-
onsgeladen und damit nicht 
wertneutral, was eine sach-
liche Debatte über das The-
ma schon von Grund auf 
erschwert. Gibt es eine De-
finition von »Killerspielen«? 
Ist es eins, wenn ich einen 
Menschen im Spiel töte? 
Dann wären auch Strategie-,  
Rollenspiele und Adventure 
davon betroffen. Oder erst 
wenn Blut fließt? Wo liegen 
die Grenzen? 

Ich habe bisher von nieman-
den, der in der Öffentlichkeit 
von »Killerspielen« spricht, 
eine exakte Definition des 
Wortes gehört. Der übliche 
Begriff für solche Spiele, 
heißt in der PC-Spiele Bran-
che »Ego-Shooter«. Warum 
werden diese Spiele dann 
im medialen und politischen 

Diskurs jetzt zu »Killerspie-
len« hochstilisiert? Ich wer-
de den Verdacht nicht los, 
dass die unfreiwillige Asso-
ziation mit dem Begriff, die 
Spiele würden Jugendliche 
zum töten animieren, ge-
wollt ist.

Verbot

In der letzten Zeit sind  Stim-
men laut geworden, die ein 
sofortiges Verbot für Ego-
Shooter forderten. Der baye-
rische Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber meinte in einem 
Spiegel Online Interview: »Sie 
animieren Jugendliche, ande-
re Menschen zu töten. Daher 
müsse ein sofortiges Verbot 
für solche Spiele her.« Etliche 
Stimmen aus SPD und CDU 
stimmten sofort zu. 

Es gibt keine einzige wissen-
schaftliche Untersuchung, 
die belegt, dass der kau-

sale Zusammenhang zwi-
schen Ego-Shootern und 
Gewaltausbrüchen oder so-
gar Amokläufen gegeben 
ist. Wer solch einen Zusam-
menhang herstellt, argumen-
tiert aus einer gefühlten, und 
traurigerweise häufig auch 
aus einer völlig inkompeten-
ten Sichtweise heraus. Denn 
ich bezweifle, dass einer die-
ser Herren, die ein Verbot 
für Ego-Shooter fordern, sich 
mit der Materie wirklich be-
fasst haben. 
Niemand wird bezweifeln, 
dass Ego-Shooter Menschen 
negativ beeinflussen können. 
Aber Computerspiele im All-
gemeinen und Ego-Shooter 
im Besonderen gehören zur 
Alltagskultur von vielen Ju-
gendlichen. Insofern wäre 
bei einem Zusammenhang 
zwischen Ego-Shooter und 
Amokläufen, die Zahl poten-
tieller Amokläufer ziemlich 
hoch. 

»Killerspiele«
Am 20. April 1999 erschossen zwei Amok laufende Schüler in der Columbine High-
school im US-Bundesstaat Colorado zwölf ihrer Mitschüler sowie einen Lehrer. Im 
April 2003 tötet Robert Steinhäuser im Erfurter Gutenberg Gymnasium bei einem 
Amoklauf 16 Menschen und am Ende sich selbst. Am 19. November 2006 geht 
Sebastian B. in seine ehemalige Geschwister Scholl Realschule in Emsdetten in 
Nordrhein Westfalen, verletzt fünf Menschen und tötet sich. Er hatte Rohrbomben, 
Molotow Cocktails, ein Messer sowie zwei Gewehre mit abgesägten Läufen dabei. 
In allen drei Fällen hatten die Täter ein großes Interesse an sogenannten »Killer-
spielen« – PC Spiele bei denen Menschen umgebracht werden, auch Ego-Shooter 
genannt. Sie hörten alle Heavy Metal Musik und hatten eine große Faszination für 
Waffen. Ob diese Gemeinsamkeiten der Täter jedoch die Hauptursachen für die 
Amokläufe sind, ist mehr als fraglich.

Nur Gewalt in den Medien, 
in der Schule, im Elternhaus, 
soziale Kälte in Gesellschaft 
und Familie sowie wachsende 
Armut in Deutschland haben 
einen sehr viel größeren ne-
gativen Einfluss auf Jugend-
liche als Ego-Shooter. Dem-
nach plädiere ich dafür, dass 
soziale Kälte verboten wird.

Wertedebatte

Fast zeitgleich kommt bei der  
»Killerspiel«-Diskussion, die 
Debatte um den Verlust der 
Werte wieder auf. Es finde 
ein »Verfall der Werte« statt. 
Die Jugendlichen säßen heut-
zutage zuviel vor dem Fern-
seher und dem PC und ihre 
Hemmschwelle zur Gewalt-
ausübung sei geringer ge-
worden. Zudem gäbe es zu-
viel Gewalt in den Medien, in 
den Schulen und in den Fami-
lien. Die Jugendlichen hätten 
zudem keine Werte und Vor-
bilder mehr, wonach sie sich 
richten und leben würden. 
Jedoch kann man dafür we-
der PC Spiele noch den 
Fernseher verantwortlich 
machen – es ist ein gesamt-
gesellschaftliches Problem. 
Man kann Menschen auch 
nicht durch Ethikunterricht 
zur Moral »abrichten« oder 
durch Medien-Appelle bzw. 
Kampagnen gesellschaftliche 
Werte einfordern. Zudem ist 
die gesamtgesellschaftliche 

Über die Verbotsdiskussion für sog. »Killerspiele«
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Wirkung von »Alibi-Kam-
pagnen« gleich null. Werte 
müssen geschaffen, gelebt 
und erhalten werden – und 
das ganz konkret und nicht 
in abstrakter Form. Indem 
man Jugendliche eine Zu-
kunftsperspektive und Hoff-
nung gibt. Indem man das 
Recht auf einen Ausbildungs-
platz für jeden Schulabgän-
ger gesetzlich verankert. An 
jeder Schule einen Psycholo-
gen oder Pädagogen einsetzt, 
der aktiv am Schulleben teil-
nimmt und für die Schüler da 
ist. Indem man mehr Lehrer 
an deutschen Schulen ein-
setzt bzw. die Kommunikation 
zwischen Eltern und Lehrern 
verbessert und so weiter. 
Nach Angaben des nordrhein-
westfälischen Landesverban-
des Schulpsychologie kommt 
in Deutschland auf 12  500 
Schüler nur ein Psychologe, 
damit liege Deutschland im 
OECD-Vergleich vor Malta an 
vorletzter Stelle. Nur all die-
se Maßnahmen kosten Geld 
– doch dafür will der Gesetz-
geber keine Mittel zur Verfü-
gung stellen. 
Wenn in Bildung investiert 
wird, dann nur, wenn sich die 
Investitionen am Ende auch 
»auszahlen«. Das heißt, es 
müssen beweisbare und vor-
zeigbare Resultate dabei her-
auskommen. Das Problem ist 
hierbei, dass weder die Schu-
len noch die Universitäten 
Unternehmen sind. Und auch 
die Menschen, die in ihnen 
leben und lernen, sind kei-
ne Kunden – sondern Men-
schen. Geld in Bildung zu ste-
cken sollte auch aus ideellen 
und nicht nur aus rein ökono-
mischen Gründen erfolgen. 
Doch es herrscht das Primat 

der Ökonomie in Deutschland 
und die Ökonomie kümmert 
sich nicht um die Schaffung 
von gesellschaftlichen Wer-
ten – was zählt ist die Profit-
maximierung. 
Ego-Shooter gibt es auch 
nur deshalb, weil die Spiele 
Industrie damit seit Jahren 
satte Gewinne einfährt. Inso-
fern ist die Forderung nach 
»Werten« – bei gleichzeiti-
gem Wirtschaftsfundamenta-
lismus, welcher den eigenen 
Vorteil, den »Homo Ökono-
micus« und die Profitmaxi-

mierung als oberste Prinzi-
pien in unserer Gesellschaft 
verankert haben – schlicht-
weg heuchlerisch. 

Ursachen 

Mittlerweile ist klar, dass 
alle Amokläufer keinen Sinn 
mehr in ihrem Leben sahen 
und sich als Verlierer ge-
fühlt haben. Hoffnungslosig-
keit, Perspektivlosigkeit und 
gesellschaftlicher Druck las-
tete auf ihren Schultern. In 
der Regel waren es Einzel-
gänger, die in der Schule un-

beliebt und auch nicht sehr 
erfolgreich waren. Robert 
Steinhäuser, der Amokläufer 
aus Erfurt, schaffte das Abi-
tur nicht und wäre folglich 
ohne Schulabschluss gewe-
sen – eine inzwischen auf-
gehobene Besonderheit des 
Schulgesetzes in Thüringen.
Frust und Sinnentleerung 
entwickelte sich zum Hass 
auf die Menschen, die sie 
dafür verantwortlich mach-
ten. Sebastian B., Amokläu-
fer aus Emsdetten, schrieb 
in seinem Abschiedsbrief, 

dass er »alle Menschen has-
sen würde«. Völlige Ver-
zweiflung im Leben und es 
nicht gelernt zu haben mit 
Niederlagen im Leben um-
zugehen, sind mögliche Be-
funde. Von wem soll man(n) 
in einer egoistischen Gesell-
schaft auch lernen, wie man 
mit Niederlagen im Leben 
umgehen kann? Der Rück-
zug vom Leben und die Hi-
neinsteigerung im virtuellen 
Raum der Ego-Shooter sind 
Folgen davon – aber nicht 
die Ursachen. Dort konnten 
sie Macht- und Gewaltphan-

tasien ausleben, worüber sie 
Herr waren, sprich sie hatten 
Macht und Verantwortung 
über sich und andere, wel-
che im Leben gefehlt haben. 
Diese Entwicklungen als Ein-
zelfälle abzutun und einen 
Sündenbock zu suchen, wäre 
jedoch äußerst naiv. 

Die Ursachen, warum ein 
Mensch derartigen Hass auf 
die Menschen bekommen 
kann, sind in Politik und Ge-
sellschaft zu suchen. Die 
Schulen (zunehmend auch 
die Universitäten) welche 
von Unternehmern und Poli-
tikern nur noch als Produkti-
onsstätten für späteres »Hu-
mankapital« gesehen und 
dementsprechend behan-
delt werden. Das kapitalis-
tische und neoliberale Leis-
tungsdenken, welches jeden 
dazu motiviert den Ellenbo-
gen weit rauszustrecken und 
seine Mitmenschen nur noch 
als Konkurrenten zu sehen. 
Finanzielle Kürzungen im 
kulturellen, sozialen und Bil-
dungsbereich und gleichzei-
tige Steuersenkungen und 
milliardenfache Subventio-
nen an Großverdiener und 
damit Förderung von Armut 
in Deutschland. Ergo: Struk-
turelle Ungerechtigkeiten, 
welche den Menschen Hoff-
nung und Perspektive nimmt.
Wenn man Sozial-, Bildungs- 
und Kulturabbau in Deutsch-
land betreibt, wird damit die 
Demokratie als ganzes abge-
baut. Merkmale davon sind 
seit Jahren sinkende Wahlbe-
teiligungen, steigende Über-
griffe rechtsextremer Gewalt 
sowie eine steigende Armut 
und Unzufriedenheit inner-
halb der deutschen Bevöl-
kerung. Wo die Demokratie 
abgebaut wird, werden auch 
Grundrechte (Hartz IV ist 
z. B. in vielen Punkten ver-
fassungswidrig), ein soziales 
Miteinander und auch der ge-
sellschaftliche Frieden abge-
baut und ausgehöhlt. Solan-
ge dies weiterhin »deutsche 
Realitäten« sind, werden Ta-
ten wie in Emsdetten und Er-
furt nicht zu verhindern sein. 

æEPIKUR

Realistische Darstellung von Gewalt als Verkaufsargument: Hier (das inzwischen veraltete) Counter-Strike

Engegen des Klischees des »Computerspielers als seltsamen Einzelgän-
gers« treffen sich Spieler auf sog. »LAN-Partys«, wo teilweise hunderte 
Rechner zusammengeschlossen werden und miteinander gespielt wird
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